Gele8- Sammlung 
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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 
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(Nr, 3165.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. Auguſt 1849., betreffend die Verleihung der Bez 
fugniß zur Erhebung des Chauſſeegeldes auf der fuͤr Rechnung der Stadt 
Berlin erbauten Kunſtſtraße vom Roſenthaler Thore bei Berlin uͤber den 
Geſundbrunnen und Reinickendorf zum Anſchluſſe an die Berlin⸗Strelitzer 
Chauſſee. 


Alf den Bericht vom 8. Auguſt d. J. will Ich der Stadt Berlin die Be— 
fugniß zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem jemaligen Tarife fuͤr die 
Staatsſtraßen, gegenwaͤrtig nach dem Tarife vom 29. Februar 1840. (Gefeb- 
Sammlung 1840. Seite 95.), auf der für Rechnung der Stadt Berlin erbauz 
ten Kunſtſtraße vom Roſenthaler Thore bei Berlin über den Geſundbrunnen 
und Reinickendorf zum Anſchluſſe an die Berlin-Strelitzer Chauſſee verleihen. 
Gleichzeitig beſtimme Ich hierdurch, daß die dem Chauſſeegeld⸗Tarif vom 29, 
Februar 1840. angehängten Vorſchriften wegen der Chauſſee-Polizeivergehen 
auf die vorbezeichnete Straße Anwendung finden ſollen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Sansfouci, den 13. Auguſt 1849, 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und an den 
Finanzminiſter. 
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(Nr. 3166.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. Auguſt 1849., betreffend die den Gemeinden 
Breitenworbis ꝛc. in Bezug auf den Chauſſeebau zwiſchen Breitenworbis 
nach Mackenrode bewilligten fiskaliſchen Vorrechte. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage zu dem von den 
Gemeinden Breitenworbis, Haynrode, Neuſtadt, Groß-Bodungen, Wernigerode, 
Eſchenrode, Limlingerode und Mackenrode unternommenen chauſſeemaͤßigen Aus⸗ 
bau der Straße zwiſchen Breitenworbis nach Mackenrode in ihrer geſammten 
Ausdehnung Meine Genehmigung ertheilt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß 
das Recht zur Erpropriation der für die Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke 
auf dieſelbe Anwendung finden ſoll. Zugleich will Ich den genannten Ge— 
meinden das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem jedesmal fuͤr 
Staatsſtraßen beſtehenden Tarif verleihen; auch ſollen die dem Chauſſeegeld— 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee— 
Polizeivergehen auf die Eingangs bezeichnete Straße Anwendung finden. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Sansſouci, den 13. Auguſt 1849. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und an den 
Finanzminiſter. 


(Nr, 3167.) 


(Nr. 3167.) Beſtaͤtigungs-Urkunde vom 28. Auguſt 1849. über einige Abaͤnderungen des 
Statuts der Berlin Potsdam: Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. 10. 


Nachdem die Potsdam- Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft, welche jetzt 
den Namen „Berlin-Potsdam- Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft“ führt, in 
ihrer am 14. Juni 1849. abgehaltenen Generalverſammlung laut des anlie⸗ 
genden uͤber die Verhandlungen derſelben gerichtlich aufgenommenen Protokolls 
Abaͤnderungen des von Uns unterm 17. Auguſt 1845. (Geſetzſammlung fuͤr 
1845, Seite 555. ff.) beſtaͤtigten Geſellſchaftsſtatuts dahin beſchloſſen hat, daß 


I. An die Stelle der SS. 15., 24., 27., 32, 45., 46., 47., 52. und 56, 
nachfolgende Beſtimmungen treten ſollen: 


1) An die Stelle des F. 15. 


Der Reſervefonds iſt ſowohl für unvorhergeſehene größere Ausgaben, 
als auch zur Beſchaffung der Mittel zur Erneuerung der Schienen, Schwellen 
und größeren Bauwerke beſtimmt, und es darf die jaͤhrlich zum Reſervefonds 
zuruͤckzulegende Summe nicht unter 50,000 Rthlr. und nicht über 100,000 Kthlr. 
betragen, doch findet die Anſammlung des Reſervefonds nur inſoweit ſtatt, als 
derſelbe nicht mehr wie 500,000 Rthlr. betraͤgt. 

Die regelmaͤßige Unterhaltung der Bauwerke, der Bahn und der Be— 
triebsmittel muß aus den laufenden Betriebs-Einkuͤnften beſtritten und es darf 
nicht zur Vertheilung derſelben unter die Aktionaire geſchritten werden, bevor 
nicht durch eine, mit Zuziehung des Koͤniglichen Kommiſſarius vorzunehmende 
Revifion feſtgeſtellt iſt, daß alle dieſe Gegenſtaͤnde waͤhrend des verfloſſenen Jah⸗ 
res in gehoͤrigem Stande erhalten ſind, reſp. bevor nicht die zur Nachholung 
des Verfáumten erforderliche Summe abgefondert und ein Bau-Etat für das 
laufende Jahr feſtgeſetzt iſt. Der ſich dann ergebende Reſt des Reinertrages 
des verfloſſenen Betriebsjahres wird mit Vermeidung unbequemer Bruchtheile 
als Dividende unter die Aktionaire vertheilt. 

Der Betrag der jedesmaligen Dividende und die Zeit ihrer Zahlung wird 
vom Direktorio öffentlich bekannt gemacht. 


2) An die Stelle des $. 24. 


Gegenſtaͤnde, welche ein einzelner Aktionair in einer Generalverſamm⸗ 
lung zum Vortrage und zur Beſchlußnahme bringen will (§. 23. 7), muͤſſen 
von ihm unter Nennung ſeines Namens und unter ausfuͤhrlicher Angabe der 
Motive, ſchriftlich bei dem Vorſitzenden angemeldet werden. Zur Berathung 
und Beſchlußnahme in der ordentlichen Generalverſammlung ($. 18. a.) koͤn⸗ 
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nen ſie nur dann gelangen, wenn ſie in der angegebenen Art ſpaͤteſtens bis 
zum 15. April angemeldet ſind. . 

Sie find dann ohne Ausnahme in die öffentliche Bekanntmachung (F. 20.) 
mit aufzunehmen. Zur Berathung und zur Beſchlußnahme in einer außer— 
ordentlichen Generalverſammlung gelangen ſie nur dann, wenn ſie bei dem 
Vorſitzenden des Ausſchuſſes ſo zeitig angemeldet find, daß fie noch in die 
Öffentliche Bekanntmachung aufgenommen werden koͤnnen. Jede Generalver- 
ſammlung iſt befugt, die Ausſchreibung einer neuen Generalverſammlung zu 
beſchließen, um über Fragen zu entſcheiden, welche im Laufe der Diskuſſionen 
berathen ſind, welche aber nicht zur Entſcheidung zu bringen waren, weil es 
an einem zur Beſchlußnahme in derſelben Verſammlung geeigneten An— 
trage fehlte. 


3) An die Stelle des F. 27. 


Der Ausſchuß beſteht aus 24 Aktionairen, von denen zwei Drittheile in 
Berlin, Potsdam oder einer anderen von der Bahn beruͤhrten Stadt wohnen 
muͤſſen, und die Magiſtraͤte zu Potsdam, Brandenburg, Burg und Magdeburg 
haben die Befugniß, ein Jeder ein Ausſchußmitglied aus der Zahl der Magi- 
ſtratsmitglieder zu ernennen. 

Dieſe 28 Ausſchußmitglieder waͤhlen unter Beobachtung der in den $$. 45. 
und 46. enthaltenen Vorſchriften die Mitglieder des Direktorii, von denen 
mindeſtens drei am Orte der Direktion wohnen muͤſſen. 


4) An die Stelle des F. 32. 


Jedes wirkliche und jedes ſtellvertretende Mitglied des Ausſchuſſes (mit 
Ausſchluß der Magiſtratsdeputirten) hat, um ſich als ſtimmfaͤhiger Aktionair 
auszuweiſen, binnen vier Wochen nach erfolgter Wahl zehn Aktien bei der Ge: 
ſellſchaftskaſſe zu deponiren, welche ihm nach feinem Austritte aus dem Aus— 
ſchuſſe zuruͤckgegeben werden. : 

Bag eſchieht die Depofition der Aktien nicht binnen der oben genannten 
Friſt, ſo iſt dadurch die Ablehnung der Wahl oder Niederlegung des Amtes 
ausgeſprochen. 


5) An die Stelle des $. 45. 


Das Direktorium beſteht aus ſechs ordentlichen Mitgliedern. 
Jedes der Mitglieder hat bei der Berathung eine entſcheidende Stimme. 
Stellvertretende Direktions-Mitglieder werden nicht gewaͤhlt. 


6) An die Stelle des §. 46, 


Die Mitglieder des Direktorii werden vom Ausſchuſſe auf drei Jahre 
gewaͤhlt. Sie nehmen auf jedesmaliges Verlangen des Ausſchuſſes oder ſeines 
Vorſitzenden an den Sitzungen des Ausſchuſſes mit berathender Stimme Theil. 

Der 
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Der Vorſitzende des Ausſchuſſes und ſein Stellvertreter ſind jederzeit 

berechtigt, den Sitzungen des Direktorii mit berathender Stimme beizuwohnen. 

ie Mitglieder des Direftorii brauchen nicht aus den Mitgliedern des 
Ausſchuſſes gewaͤhlt zu ſein. 

Nimmt ein Ausſchuß⸗Mitglied die Wahl zum Direktor an, fo ruht feine 
erſtere Eigenſchaft ſo lange, als ſeine Stellung als Direktor dauert. 

Jedes Mitglied des Direftorit hat für die Dauer ſeines Amtes zehn 
Stammaktien der Geſellſchaft bei der Geſellſchafts⸗Hauptkaſſe zu deponiren, 
oder die von ihm etwa als Ausſchuß- Mitglied ſchon deponirten zehn Aktien 
dieſelbe Zeit hindurch liegen zu laſſen. 


7) An die Stelle des F. 47. 


Der Ausſchuß wählt jährlich den Vorſitzenden des Direftorii und be: 
ſtimmt zugleich, in welcher Reihenfolge derſelbe bei Verhinderungsfaͤllen durch 
die uͤbrigen Mitglieder des Direktorü vertreten werden ſoll. 


8) An die Stelle des $. 52, 


Die Konferenzen des Direftorii werden von dem Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreter geleitet. 


9) An die Stelle des F. 56. 


Alle Erlaſſe und Ausfertigungen des Direftorii werden von dem Bore 
ſitzenden oder deſſen Stellvertreter unterzeichnet. 

Alle Erklärungen, durch welche Verpflichtungen für die Geſellſchaft 
übernommen werden, bedürfen zu ihrer Guͤltigkeit der Unterſchrift dreier Di— 
rektions⸗Mitglieder; : 


und daß 
II. die Vorſchrift des §. 54. ganz fortfallen foll; 


sa Wir diefen Abaͤnderungen hierdurch Unſere landesherrliche Be— 
igung. 
A Die gegenwärtige Urkunde ift durch die Geſetzſammlung bekannt zu 
machen. 

Gegeben Gansfouci, den 28. Auguſt 1849, 


(i. 3) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 
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(Nr. 3168.) Bekanntmachung vom 31. Auguſt 1849., betreffend den Beitritt der Herzog⸗ 


lich Anhalt-Coͤthenſchen Regierung zu dem Muͤnzkartel vom 24. Oktobe 
1845. 


ufolge der Verordnung vom 9. Auguſt 1847. (Geſetzſammlung pro 1847. 
ag. 355.) wird hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß die Herzog⸗ 
lich Anhalt-Coͤthenſche Regierung für das Herzogthum Anhalt-Coͤthen dem 
zwiſchen Preußen, Bayern, Sachſen, Wuͤrttemberg, Baden, Kurheſſen, dem 
Großherzogthum Heſſen, den bei dem Thuͤringiſchen Zoll- und Handelsverein 
betheiligten Regierungen, Braunſchweig, Naſſau und der freien Stadt Frank⸗ 
furt unter dem 21. Oktober 1845. abgeſchloſſenen Muͤnzkartel (Geſetzſammlung 
pro 1846, pag. 478.) beigetreten ift, fo daß dieſes nunmehr auch der gedach- 
ten Regierung egenuͤber in Beziehung auf das Herzogthum Anhalt:Cöthen in 
vorkommenden Faͤllen volle Anwendung findet. 
Berlin, den 31. Auguſt 1849. 


Mie Nin iſter 


der Departements des Staats— 5 Rn 
ſchatzes und des Muͤnzweſens des Innern der Juſtiz 


Graf v. Brandenburg. v. Rabe. v. Manteuffel. Simons. 


der auswaͤrtigen Angelegenheiten 
v. Schleinktz. 


Fr. 3169.) 
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(Nr. 3169.) Bekanntmachung vom 4. September 1849. über die unterm 6. Auguſt c. er⸗ 
folgte Beſtaͤtigung der Statuten der Neuſtadt-Eberswalde- Oderberger 
Chauſſeegeſellſchaft. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben die unterm 13. Maͤrz 1848. vollzogenen Sta⸗ 
tuten der für den Bau einer Chauſſee von Neuftadt-Cherswalde nach Oderberg 
unter dem Namen: „Neuſtadt-Eberswalde- Oderberger Chauſſeegeſellſchaft“ 
gebildeten Aktiengeſellſchaft mittelſt Allerhöchtten Erlaſſes vom 6. Auguſt 1849. 
zu beftätigen geruht, was nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes über Aktien⸗ 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht 
wird, daß die Statuten durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung in 
Potsdam zur oͤffentlichen Kenntniß gelangen werden. 


Berlin, den 4. September 1849. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 
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